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Karl-Emst,Schenk, London

Wirtschaftspolitik und Wirtschaftswachstum in Großbritannien 
und Westdeutschland

D ie britische Forsdiungsorganisation „Political and 
Economic Planning" (PEP) vergleicht in einer 

kürzlidi veröffentlichten Studie das W irtsdiaftswadis- 
tum in Großbritannien, Frankreich und Westdeutsch­
land. ') Diese Studie kommt in einem Augenblick her­
aus, in dem in der britisdien Öffentlichkeit eine leb­
hafte Diskussion über zwei wichtige wirtschaftlidie 
Fragen im Gange ist.
Die eine Frage betrifft die Wettbewerbsfähigkeit 
Großbritanniens auf den Auslandsmärkten und die 
Steigerung der Exporte. Sie hat kürzlidi, soweit es 
die Ausfuhr in die europäisdien Länder betrifft, durch 
die Sdiaffung einer Förderungsorganisation (Euro­
pean Export Board) eine politische Lösung gefunden, 
wenn audi vielleicht nidit eine gänzlidi befriedigende. 
Das andere Problem, das der britischen Öffentlichkeit 
und der Regierung ernste Sorge bereitet, ist das ge­
ringe Wachstum der britischen Wirtschaft im Ver­
gleich zu anderen Volkswirtsdiaften. Setzt man das 
Bruttosozialprodukt pro Einwohner im Jahre 1950 
gleich 100, dann betrug das Wadistum bis einsdil. 
1959 in den USA 15 ”/o, in Westdeutschland 71 ”/o, in 
Großbritannien 22*/o und in allen OEEC-Ländern 
39 Vo. Zwischen dem Problem der Exportsteigerung 
und dem Problem des wirtschaftlidien Wachstums be­
steht natürlich ein sehr enger Zusammenhang, denn 
die Exportsteigerung trägt zum Wirtschaftswadistum 
bei. Erstaunlicherweise wird diesem widitigen Punkt 
in der britisdien Studie kaum Beachtung gesdienkt. 
Nur der monetäre Aspekt des Außenhandels, die Lage 
der Zahlungsbilanz, wird untersucht. Desgleichen wer­
den andere w iditige Wachstumsfaktoren nur gestreift, 
die wegen der unterschiedlidien Ausgangslage der 
britischen und der deutsdien W irtsdiaft nadi dem 
Kriege gründlicher untersucht werden sollten.

„  Wirtschaftspolitisches Wunder“
W enn man nicht berüdcsiditigt, daß die deutsdie 
Industrie 1945 auf einem sehr niedrigen Produktions­
niveau begann, die britische Industrie dagegen auf 
einem sehr hohen, dann kann man die Wachstumsrate 
in Deutschland nur als wirtsdiaftliches Wunder 
apostrophieren. Die Autoren der britisdien Studie 
neigen dazu, daraus ein „wirtsdiaftspolitisches W un­
der" zu madien. Nadi ihrer Meinung ist die „Philoso­
phie der sozialen Marktwirtschaft“ als Haupttrieb 
kraft für das Wadistum der deutsdien Wirtsdiaft an­
zusehen. Ihre beiden Hauptziele seien eine expansive 
Produktion und die Aufrediterhaltung der Preissta­
bilität gewesen. Man besdieinigt den Verantwort- 
lidien der deutsdien Wirtschaftspolitik, daß diese Ziele 
durdi Gewährung steuerlicher Investitionsanreize und 
den Gebrauch der Diskontbremse konsequent verfolgt
’ ) .T h e  G row in g  E con om y — Britain, W estern  G erm any and 
F ra n ce ', PEP, V o l .  X X V I , Nr. 445, 17. O ct . 1960.
')  Q u e lle : OEEC, G enera l Statistics, I960, Nr. 4, Ju ly  (V olum e 
in d ices  o f  gross national product per head ).

worden sind. W as das dritte Ziel der sozialen Markt­
wirtschaft betrifft, die sozialgerechte Einkommensver­
teilung, so hat nadi Meinung des PEP mehr seine 
Mißachtung als seine Verfolgung zum deutschen W un­
der beigetragen.
„The Germans may have appeared to sacrifice considera­
tions of social justice in favour of a free-for-all capitalist 
economy, but their more paternalist economic policies may 
yet result in a more real social benefits, as well as a larger 
national income to share out, than has been achieved in 
Britain.*
A ls Kennzeichen dieser Politik werden die günstigen 
Abschreibungsmöglichkeiten sow ie Steuervorteile und 
Staatskredite angesehen, die die Investitionen und 
Ausfuhr fördern sollen. Eine ähnliche, auf Expansion 
zielende Förderungspolitik wurde nach Meinung des 
PEP audi im Wohnungsbau verfolgt, mit dem Ergeb­
nis, daß in Deutsdiland pro Jahr durdisdinittlich 
500 000 Wohnungen gebaut wurden, also rund 200 000 
mehr als in Großbritannien.
Es soll nicht bestritten werden, daß die soeben auf­
geführten wirtsdiaftspolitisdien Maßnahmen und be­
sonders die anfängliche Liberalisierung der Wirtsdiaft 
zur Expansion in der Bundesrepublik beigetragen 
haben. Bei einem Vergleich mit der britischen Expan­
sion darf man jed od i keinesfalls die äußeren Um­
stände vergessen, unter denen die Wirtsdiaftstätigkeit 
nach dem Kriege begann und sich weiter entwickelte.

Entscheidende äußere Umstände 
W erfen wir zunächst einen Blidc auf die Bauwirtschaft. 
Sie darf sidierlidi als eine Hauptstütze des wirtsdiaft­
lidien Wachstums in der Bundesrepublik angesehen 
werden. Das konnte sie aber nur sein, w eil in Deutsdi­
land eine viel größere Anzahl zerstörter Häuser zu 
ersetzen war als in Großbritannien und außerdem 
durch das unaufhörlidie Einströmen von  Flüchtlingen 
ein zusätzlicher W ohnungsbedarf entstanden war. In 
dieser Situation eines sozialen Notstandes konnte auf 
staatliche Maßnahmen der Bauförderung nicht ver­
zichtet werden, um einen schnellen Wiederaufbau zu 
forcieren. Es muß jedoch bezweifelt werden, daß das 
Expansionstempo der Bauwirtscfaaft auch in Zukunft 
aufrechterhalten werden kann. Die Vorwegnahme der 
Erneuerungsbauten, die auf einen kurzen Zeitraum 
nach dem Kriege zusammengedrängt wurde, kann für 
die deutsche Bauwirtschaft in den nächsten Jahren 
ernste Beschäftigungsprobleme mit sich bringen. Da­
gegen dürfte der Erneuerungsbedarf in Großbritannien 
sich sehr viel günstiger und stetiger entwidieln und 
das Wachstum der Gesamtwirtschaft stimulieren.
Die gleichen Feststellungen müssen auch für Investi­
tionen in anderen Bereichen gemacht werden, also 
z. B. für d ie , Bautätigkeit der Gemeinden, Länder und 
Bundesorgane, aber auch für die Ausrüstung der Indu­
striebetriebe. W enn in der Studie des PEP darauf hin­
gewiesen wird, daß Deutschland infolge der Kriegs-
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Zerstörung in der Lage war, seine Industrie mit 
modernsten Maschinen zu versehen, dann muß man 
auch die Nachteile sehen, die sich daraus in der Zu­
kunft ergeben können. Die deutsche Wirtschaft ist in 
Gefahr, in den nächsten Jahren viel stärker unter 
einem allgemeinen Nachlassen der Ersatzbeschaffun­
gen zu leiden als die britische Wirtschaft.
In Großbritannien geht der Modernisierungsprozeß 
wesentlich stetiger vonstatten. Vermutlich ist eine 
solche Entwicklung vom  Standpunkt der Produktivi­
tätssteigerung betrachtet auf lange Sicht wesentlich 
vorteilhafter als eine plötzliche Erneuerungswelle, 
w ie sie in Deutschland aufgetreten ist. Denn bei der 
Erneuerung mußten in Deutschland viele Investitionen 
vorgenommen werden, die nicht im eigentlichen Sinne 
produktionssteigernd wirken, wie zum Beispiel der 
Straßenbau und die Einrichtung von „Betriebskomfort." 
Ein weiterer „environmental factor", dessen expan­
sive W irkung wir in den nächsten Jahren vermissen 
werden, ist der Flüchtlingszustrom aus dem Osten. 
Die günstige W irkung dieser „Arbeitskraftreserven" 
auf das Wachstum der deutschen Wirtschaft wird in 
der britischen Studie ausdrücklich erwähnt. Die west­
deutsche Bevölkerung wuchs von 1950 —  1959 um 
etwa 4 Mill., während die britische mit 51,9 Mill. fast 
konstant blieb.
Das Argument, daß die Wirtschaftsentwicklung in 
Deutschland viel stärker durch die relativ niedrige 
Ausgangsbasis und die sich daraus ergebenden guten 
Entwicklungschancen als durch eine bewußte Wachs­
tumspolitik erreicht worden ist, läßt sich durch einen 
Vergleich der Ausfuhrzahlen Großbritanniens und 
der Bundesrepublik untermauern.

Annäherung der Ausfuhrzahlen

Im Jahre 1950 führte Westdeutschland W aren im 
W erte von  3,6 Mrd. DM aus. Die Ausfuhr Großbri­
tanniens betrug demgegenüber 25,2 Mrd. DM. Das 
starke Wachstum des deutschen Exports in den fo l­
genden Jahren war nichts anderes als die Korrektur 
dieser kriegsbedingten und völlig  anomalen Lage.

Ausfuhr Deutschlands (DR/BRD) und Großbritanniens

B undesrepubl. D eu tsd ilan d i) G roßbritann ien
Jahr in M rd. 

RM /D M
in o/o der 

W eltausfuh r
in M rd.
RM /DM

in %  der 
W eltausfuh r

1938 5,3 9,6 5,7 10,5
1950 8.4 3.6 25,2 11,0
1951 14,6 4,6 30,4 9,7
1952 16,9 5.5 30,4 10,0
1953 18,5 6,0 30,4 9,9
1954 22,0 6,8 31,4 9.7
1955 25,7 7,3 34,2 9,7
1956 30,9 7,8 37,3 9,4
1957 36,0 8,5 39,1 9,2
1958 37,0 9,2 37,3 9,2
1959 41,2 9,6 39,1 9.1

deutschen an die britischen Ausfuhrzahlen konnte 
daher kaum überraschen. Der deutsche Vorsprung seit 
1959 ist sicherlich durch das Wirksamwerden des 
Gemeinsamen Marktes zu erklären. Die gleichzeitige 
Ausfuhrsteigerung Frankreichs und Italiens bestätigt 
diese Vermutung.

Staatliche Planung in Frankreich

Das Wachstum der französischen Wirtschaft ist im 
Unterschied zu Deutschland unter Anwendung staat­
licher Planung erfolgt. Die britische Studie weist b e ­
sonders auf die Erfolge des französischen „Commis­
sariat du Plan de Modernisation et d'Equipment" hin. 
Man sucht jedoch vergeblich nach einer plausiblen 
Erklärung für den Widerspruch zwischen der gelenk­
ten französischen und der ungelenkten deutschen Ex­
pansion. W enn die Autoren der Studie daher der bri­
tischen Regierung eine koordinierte, langfristige 
Investitionsplanung in der öffentlichen Wirtschaft 
Vorschlägen, dann vermißt man die logische Begrün­
dung dieser Schlußfolgerung. Bei Berücksichtigung der 
„äußeren Umstände“ für die Wirtschaftsentwicklung 
in den drei Ländern ist es jedoch nicht schwer, den 
Zusammenhang zwischen Wirtschaftspolitik und W irt­
schaftswachstum herzustellen.

Indizes der industriellen Produktion
(1950 =  100)

Land 1952 1953 1954 1956 1956 1 1967 1958 1959

W estdeutsd ilan d 126 139 156 179 193 204 211 225
F rankreidi 110 112 122 131 144 156 165 170
Italien 117 128 140 153 164 177 181 202
U SA 111 119 111 124 127 127 119 133
G roßbritann ien 101 106 115 121 121 123 121 129

*) 1938 Deutsches R eid i, v o n  1950— 5. 7 1959 e in sd iließ lid i A usfuhr 
des  Saarlandes.
Q u e lle ; S tatistisdies Jah rbudi für d ie  B undesrepublik  D eutsd iland 
1960, In ternation ale Ü bersid iten , S .€ 3 f ,  T ab . 2.

Beide Länder ähneln sich in ihrer Wirtschaftsstruktur 
und haben eine etwa gleich starke Bevölkerung. Es 
wäre deshalb erstaunlich, wenn die Abhängigkeit vom  
Warenaustausch mit anderen Ländern erhebliche Un­
terschiede aufweisen würde. Die Annäherung der

Q u elle : OEEC, G eneral Statistics, I960, N o . 4, July .

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Chan­
cen für ein kräftiges Wachstum der Wirtschaft in 
Deutsdiland nach dem Kriege sehr gut waren. Es gab 
zu wenig Produktionsmöglichkeiten, Häuser und Kapi­
tal, aber genug geschulte Arbeitskräfte, erfahrene 
Unternehmer und Techniker. Der Außenhandel lag 
darnieder, aber der Bedarf an Importgütern und die 
latente Nachfrage nach Exportgütern waren vorhan­
den. In dieser Situation war es vernünftig, auf die 
Initiative und Leistungsfähigkeit der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu vertrauen und ihnen durch die 
Liberalisierung des Wirtschaftsverkehrs die M öglich­
keit zur Entfaltung dieser Eigenschaften zu geben. 
Ein Plan hätte sich unter diesen Umständen eher 
hemmend als fördernd auf die Initiative des einzel­
nen ausgewirkt.
In Frankreich waren die Expansionsmöglichkeiten auf 
Grund einer verhältnismäßig niedrigen Ausgangs­
basis der industriellen Produktion nach dem Kriege 
gleichfalls sehr gut. Der Geschicklichkeitsstandard der 
Arbeitskräfte und Unternehmer war jedoch geringer 
als in Deutschland oder Großbritannien, w eil die 
industrielle Erfahrung fehlte. Das wirkte sich ungün­
stig auf den unternehmerischen W agemut und die 
Privatinitiative aus. Unter diesen Umständen empfahl 
es sich, der Expansion einen Antrieb von Staats 
wegen zu geben und darauf zu vertrauen, daß die 
private Wirtschaft früher oder später an dieser Ent­
wicklung teilnehmen werde.
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In Großbritannien reichte der hohe Gesdiicklichkeits- 
standard der Arbeitgeber und Arbeitnehmer offenbar 
nicht aus, um die auf einem sehr hohen Stand befind­
liche Industrieproduktion in stetiger Expansion zu 
halten. V on  1955 bis 1958 trat eine Stagnation ein. 
Trotzdem ist das Bruttosozialprodukt in Großbritan­
nien mit etwa 4 495 DM je Einwohner noch um 8,9 */o 
höher als in der Bundesrepublik (etwa 4 128 DM je  Ein­
wohner). ®) Es ist sehr -wahrscheinlich, daß die Inten­
sivierung und Koordinierung der staatlichen Investi­
tionsplanung in Großbritannien in der Lage gewesen 
wäre, diese Stockung zu verhindern oder schneller 
zu überwinden.

Britische Entwicklung als Vorbild?
Stetiges Wachstum, das zeigt das deutsche Beispiel, 
schafft ein günstiges Investitionsklima in der privaten 
Wirtsdiaft. Die Investition des Staates kann hier die 
Rolle des Wachstumstabilisators übernehmen. Auf der 
anderen Seite wirkt sich natürlich ein Stillstand oder 
Rückgang der industriellen Produktion ungünstig auf 
die langfristige Wachstumsrate der Wirtschaft aus 
und läßt sich auch in Zeiten verstärkter Investitions­
tätigkeit nicht wieder aufholen.
Welche Lehren kann die deutsche Wirtschaftspolitik 
aus der wirtschaftlichen Entwicklung in Großbritan­
nien ziehen? Die wichtigste Feststellung ist, daß die 
Wachstumsrate geringer wird, je  mehr man sich dem
>) B ered in el n a d i; OEEC, General S tatistics, 1960, N o. 4, Ju ly , 
für das Jahr 1959 (ohne W est-Berlin und Saarland).

Zustand einer hochentwickelten Wirtschaft nähert. Die 
Betrachtung einiger wichtiger Wachstumsfaktoren der 
deutschen Wirtschaft, wie z. B. des Exports, der Bau­
tätigkeit, des Flüchtlingszustromes und der Ersatz­
beschaffung, hat gezeigt, wie sehr wir von äußeren 
Umständen begünstigt worden sind. W ir nähern uns 
einem Entwicklungsstadium, in dem diese Umstände 
ihre expansive W irkung verlieren. Es sollte die A uf­
gabe der Wirtschaftspolitik sein, neue Tatsachen zu 
schaffen, die der deutschen Wirtschaft ein weiteres 
stetiges Wachstum ermöglichen. Eine solche Tatsache 
ist die Gründung des Gemeinsamen Marktes. Es ist 
zu hoffen, daß ihre expansive Wirkung recht lange 
anhält. Aber was kommt dann?

Die Studie des PEP kann uns hier einige sehr wich­
tige Hinweise geben. V or allem sollte man den Hin­
weis ernst nehmen, daß unsere Soziale Marktwirt­
schaft nur sozial ist, weil das aufzuteilende Produkt 
so stark gewachsen ist. Die deutsche Wirtschafts­
politik wäre schlecht beraten, wenn sie glaubte, daß 
auch in Zukunft gut bleibt, was unter den besonderen 
Umständen der Vergangenheit richtig war. Im Falle 
eines Nachlassens der wirtschaftlichen Expansion 
wäre es gut, eine passende Antwort bereit zu haben. 
W er die britische Studie kritisch liest, wird wahr­
scheinlich zu dem Schluß kommen, daß diese Antwort 
bei uns genau w ie in Großbritannien „langfristige 
Investitionsplanung in der öffentlichen Wirtschaft" 
heißen wird.
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